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Vorwort

Die vorliegende Arbeit ist während meiner Zeit als wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Institut für deutsches und europäisches Verwaltungsrecht der 
Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg entstanden und wurde im Sommer-
semester 2020 von der dortigen juristischen Fakultät als Dissertation an-
genommen. Literatur, Rechtsprechung und Internetquellen befinden sich auf 
dem Stand von August 2020.

Es gibt zahlreiche Personen, denen ich danken möchte, weil sie Wesentliches 
zur Fertigstellung dieser Arbeit beigetragen haben. An erster Stelle aber, und 
mögen mir andere verzeihen, danke ich von Herzen meinem Doktorvater 
Professor Dr. Dr. h.c. Wolfgang Kahl, M.A. für Unzähliges. Nicht nur bin ich ihm 
für das mich über drei Lebensjahre begleitende Dissertationsthema, für die 
besten Arbeitsbedingungen, die sich ein junger Wissenschaftler nur vorstellen 
kann, die vielen anregenden, die Arbeit substantiell voranbringenden, Meinungen 
und Vorschläge sowie für sein jederzeit offenes Ohr zu Dank verpflichtet. Ein 
Vergelt’s Gott gebührt ihm vor allem für seinen zwischenmenschlichen Umgang, 
einer bemerkenswerten Mischung aus professoraler Geduld und sanftem, aber 
merklichem Druck zur Vollendigung des Forschungsvorhabens.

Das Zweitgutachten erstattete Professor Dr. Michael Anderheiden.
Darüber hinaus gilt mein Dank allen ehemaligen Mitarbeitern des Instituts für 

deutsches und europäisches Verwaltungsrecht sowie allen sonstigen freund-
schaftlich verbundenen Doktoranden des Juristischen Seminars, die mein 
Jammern und Klagen jahrelang mit nachsichtiger Geduld ertragen haben und mir 
nicht zuletzt durch ihre ehrliche und offene Kritik stets ein Quell der Inspiration 
waren. Für diese unbeugsame Gelassenheit mit meinem Charakter stehen meine 
Zimmerkollegen aus 334 Dr. Jens Ritter und Annika Vorfelder sowie aus 340 
Felix Kaiser und Robert Pracht und nicht zuletzt Dr. Torben Ellerbrok und 
Dr. Lucas Hartmann gewissermaßen pars pro toto. Die zu Euch allen entstandene 
Freundschaft überragt die Leidenszeit der Dissertationsphase um ein Vielfaches 
und bedeutet mir mehr als ein Vorwort jemals angemessen abbilden könnte. 
Dasselbe gilt natürlich für die bereits bestandenen Freundschaften, ohne die mit-
unter eine Promotion nicht gelänge, wobei mein langjähriger Kommilitone 
Robert Eitel herauszugreifen ist.



VI Vorwort

Gewiss unmöglich gewesen wäre die Dissertation allerdings ohne meine 
Eltern sowie meinen Bruder, denen ein besonderer Dank für ihre Unterstützung 
in jeder erdenklichen Hinsicht gilt.

Der größte Dank allerdings – und gewiss nicht nur für die Korrektur der 
Druckfahnen – gebührt meiner Frau Tanja Popp. Wie man es mit meinem launen-
haften Gemüt, dessen Kopf zudem oft nicht zuhause, sondern zumeist bei der 
Dissertation war, so stoisch gelassen aushalten und mir dabei dennoch immer 
vorbehaltlos unterstützend und motivierend zur Seite stehen kann, wird mir ein 
ewiges Rätsel bleiben.

Christoph Popp,
Heidelberg am Konraditag 2020
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A. Einleitung

I. Nachhaltigkeit als Begriff

Der Begriff der Nachhaltigen Entwicklung respektive der Nachhaltigkeit ist 
spätestens seit der Veröffentlichung des sog. Brundtland-Berichts1 bzw. seit der 
Konferenz der Vereinten Nationen in Rio de Janeiro im Jahre 19922 zu einem 
geflügelten Begriff in der internationalen Politik geworden.3 Während der Be-
griff schon seit geraumer Zeit in nahezu keinem internationalen Abkommen – 
zumindest im Bereich der Umwelt- und Entwicklungspolitik – fehlt,4 macht er 
längst auch in der innerstaatlichen Politik Karriere. Vielmehr noch: Nicht nur in 
politischen Absichtserklärungen und Programmen ist er angekommen,5 unlängst 

1  World Commission on Environment and Development, Our Common Future, 1987, UN-
Dokument A/42/427.

2  Zu den dort verabschiedeten Prinzipien (Grundsätzen) siehe im Einzelnen umfassend die 
Kommentierungen in: J.  E.  Viñuales (Hrsg.), The Rio Declaration on Environment and 
Development, A Commentary, 2015.

3  Statt vieler W.  Kahl, Nachhaltigkeit im Lebensmittelrecht, in: M.  Möstl (Hrsg.), Nach-
haltigkeit und Ethik im Lebensmittelrecht, 2017, S.  45 (45).

4  So auch A.  Epiney/M.  Scheyli, Strukturprinzipien des Umweltvölkerrechts, 1998, S.  36 ff.; 
K.  F.  Gärditz, Nachhaltigkeit und Völkerrecht, in: W.  Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbund-
begriff, 2008, S.  137 (137 ff.); A.  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, 2006, S.  1; 
siehe neuerdings auch die von der UN-Generalversammlung im September 2015 verabschiedete 
Agenda 2030, United Nations General Assembly, Transforming our World: The 2030 Agenda 
for Sustainable Development, UN-Dokument A/RES/69/315; zur internationalen Karriere des 
Begriffs, vgl. auch K.  Bosselmann, The Principle of Sustainability, 2008, 2.  Aufl., 2017, S.  8 ff.

5  Statt vieler: Koalitionsvertrag für die 18.  Wahlperiode, Deutschlands Zukunft gestalten, 
2013, S.  11; Bundesregierung, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie, www.bundesregierung.de/
resource/blob/992814/730844/3d30c6c2875a9a08d364620ab7916af6/deutsche-nachhaltig 
keitsstrategie-neuauflage-2016-download-bpa-data.pdf; dies., Programm zur nachhaltigen Ent-
wicklung und zum Schutz der natürlichen Ressourcen (Deutsches Ressourceneffizienz-
programm), 2012, BT-Drs. 17/8965; Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung, 
Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit, www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2015/ 
04/2015-04-30-massnahmenprogramm-nachhaltigkeit.pdf?__blob=publicationFile&v=1; 
sowie die lokalen Agenda  21 Programme auf kommunaler Ebene, dazu T.  Stottele, Von der 
Lokalen Agenda zur nachhaltigen Stadtentwicklung, in: J.  Kegelmann/K.-U.  Martens (Hrsg.), 
Kommunale Nachhaltigkeit, 2013, S.  101 ff.; insgesamt zu politischen Nachhaltigkeitsstrate- 
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hat auch der Gesetzgeber den Begriff der Nachhaltigkeit für sich entdeckt.6 Mit-
unter steht sogar die Forderung nach Einführung einer Staatszielbestimmung ins 
Grundgesetz (Art.  20b GG) im Raum.7 Doch mittlerweile, so hat man den Ein-
druck, ist der Begriff der Nachhaltigkeit nicht nur in der Welt der politischen 
Funktionäre und Wissenschaftler Zuhause, auch in die deutsche Alltagssprache 
scheint er Einzug gefunden zu haben.8 So schmücken sich heute bereits über 
90  % aller DAX-Konzerne in Werbeanpreisungen und auf Hochglanzbroschüren 
mit dem „Gütesiegel“ des nachhaltigen Produzierens und Wirtschaftens.9 Auch 
wenn der Begriff der Nachhaltigkeit dabei immer mehr zu einer Chiffre für alles 
Gute, Glaubhafte und Dauerhafte wird, stellt sich doch die Frage, warum die 
Begriffsverwendung gerade in unserer neueren Zeit solch inflationäre Ausmaße 
annimmt?10 Warum meint man, der Aufstieg des Begriffes „Nachhaltigkeit“ sei 
geradezu nachhaltig? Am Begriff der Nachhaltigkeit als solchem kann es nicht 
liegen, wurde das Wort „nachhaltig“ als Adjektiv doch schon 1880 im Duden 
eingeführt.11 Das dazugehörige Substantiv „Nachhaltigkeit“ folgte 35  Jahre 

gien A.  Ingold, Strategien und Leitbilder Nachhaltiger Entwicklung, in: W.  Kahl (Hrsg.), Nach-
haltigkeit durch Organisation und Verfahren, 2016, S.  117, passim.

6  So z. B. in §  1  Nr.  1 BWaldG, §  1 Abs.  2 ROG, §  1 Abs.  5 Satz  1 BauGB, §  1 WHG.
7  Vgl. hierzu die Forderung des Rates für Nachhaltige Entwicklung im Anschluss an das 

Gutachten von J.  Wieland, Verfassungsrang für Nachhaltigkeit, 2016, S.  38 ff., www.nach 
haltigkeitsrat.de/wp-content/uploads/migration/documents/20160603_Rechtsgutachten_Ver 
fassungsrang_fuer_Nachhaltigkeit.pdf; sowie bereits der in der 16.  Legislaturperiode von über 
100 Abgeordneten in den Bundestag eingebrachte „Gesetzentwurf zur Änderung des Grund-
gesetzes zur Verankerung der Generationengerechtigkeit (Generationengerechtigkeitsgesetz)“, 
hierzu instruktiv W.  Kahl, Staatsziel Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit, DÖV  2009, 
S.  1 ff. Mit noch weitergehenden Vorschlägen zu einer „Nachhaltigkeitsverfassung“ W.  Kahl, 
Nachhaltigkeitsverfassung, 2018, S.  53 ff. Das Land Hessen hat neuerdings als erstes Bundes-
land – per Volksentscheid – die Staatszielbestimmung „Nachhaltigkeit“ (Art.  26c HessVerf) in 
seine Landesverfassung aufgenommen.

8  So M.  Bauchmüller, Schönen Gruß aus der Zukunft, APuZ 31–32/2014, S.  3 (3 f.); anders 
noch die Untersuchung bei A.  Glaser, Nachhaltige Entwicklung und Demokratie, 2006, S.  45.

9  Vgl. M.  Bauchmüller, Schönen Gruß aus der Zukunft, APuZ 31–32/2014, S.  3 (4); 
H.  Willke, Governance-Kompetenzen als Vorbedingung für Nachhaltigkeit in der inter-
nationalen Entwicklungspolitik, in: P.  Bruns (Hrsg.), Die Post 2015-Agenda für nachhaltige 
Entwicklung, 2015, S.  55 (55).

10  Zu diesem Befund auch I.  Ebsen, Nachhaltigkeit sozialer Sicherheit?, in: E.  Eichenhofer 
(Hrsg.), Sozialrechtsgeltung in der Zeit, 2007, S.  79 (83); W.  Kahl, Nachhaltigkeit im Lebens-
mittelrecht, in: M.  Möstl (Hrsg.), Nachhaltigkeit und Ethik im Lebensmittelrecht, 2017, S.  45 
(45 f.); ders., Nachhaltigkeitsverfassung, 2018, S.  1; F.  Nolte, Lokale Agenda 21 zwischen 
Wunsch und Wirklichkeit, 2006, S.  28; zur willkürlichen Verwendung des Begriffes der Nach-
haltigkeit M.  Kopatz, Über die Bedeutung der Verwaltungsmodernisierung für die zukunfts-
fähige Entwicklung der Städte und Gemeinden, in: ders. (Hrsg.), Reformziel Nachhaltigkeit, 
Kommunen als Mitgestalter einer nachhaltigen Entwicklung, 2003, S.  7 (8).

11  www.duden.de/rechtschreibung/nachhaltig.
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später nach.12 Auch an einem mangelnden Kontext der Verwendung im all-
gemeinen Sprachgebrauch – steht Nachhaltigkeit hier doch vor allem für „dauer-
haft“ und „langfristig“ und in Bezug zu ökologischer Ressourcenschonung13 – 
lässt sich aufgrund des Ursprungs des Begriffes in der Forstwirtschaft des 
18.  Jahrhunderts kaum zweifeln.14 Es kann nur an einem gesteigerten Bedürfnis 
der Bürger liegen. Ein Bedürfnis, das eben erst jetzt im Angesicht von 
Naturkatastrophen, schwindenden Naturressourcen, Artensterben, allgemeiner 
Umweltverschmutzung, aber auch überbordender Staatsverschuldung reift. Nun 
mag man meinen, dass es Wirtschafts- und Finanzkrisen, Naturkatastrophen etc. 
auch schon vor Jahrhunderten gegeben hat. Der entscheidende Unterschied 
dürfte jedoch in der den Menschen in der Neuzeit zur Verfügung stehenden 
Macht, dauerhaften Einfluss auf die Natur und damit auch auf künftige 
Generationen ausüben zu können, bestehen.15 Eine Errungenschaft der Mensch-
heit, die erst durch neuzeitliche Technologien, sei es die Atomkraft, den massen-
haften CO2-Ausstoß durch Kohle- und Gaskraftwerke sowie durch Kraftfahr-
zeuge, Schiffe und Flugzeuge oder die Verwendung von Kunstdünger infolge der 
Erkenntnisse um die Ammoniaksynthese, möglich geworden ist. Naturwissen-
schaftler sprechen deshalb schon von einem neuen geologischen Zeitalter, dem 
sog. Anthropozän, dem Menschen-Zeitalter.16 Insoweit zeigen sich Umwelt-

12  www.duden.de/rechtschreibung/Nachhaltigkeit. Vgl. auch W.  Kahl, Nachhaltigkeit im 
Lebensmittelrecht, in: M.  Möstl (Hrsg.), Nachhaltigkeit und Ethik im Lebensmittelrecht, 2017, 
S.  45 (45).

13  Vgl. F.  Nolte, Lokale Agenda 21 zwischen Wunsch und Wirklichkeit, 2006, S.  27 f.
14  Maßgebend hierfür ist die Abhandlung des kursächsischen Oberberghauptmanns Hans 

Carl von Carlowitz Sylvicultura Oeconomica, oder haußwirthliche Nachricht und Naturmäßige 
Anweisung zur wilden Baum-Zucht aus dem Jahre 1713.

15  So ebenfalls P.  Badura, Langzeitrisiko und Verfassung, in: P.  Marburger/M.  Rein- 
hardt/M.  Schröder (Hrsg.), Die Bewältigung von Langzeitrisiken im Umwelt- und Technik-
recht, 1998, UTR  43 (1998), S.  43 (43); D.  Grimm, Krisensymptome parlamentarischer 
Repräsentation, in: P.  M.  Huber/W.  Mößle/M.  Stock (Hrsg.), Zur Lage der parlamentarischen 
Demokratie, 1995, S.  3 (5); P.  Henseler, Verfassungsrechtliche Aspekte zukunftsbelastender 
Parlamentsentscheidungen, AöR 108 (1983), S.  489 (489 ff.); W.  Kahl/A.  Glaser, Die Nach-
haltigkeitsfähigkeit der parlamentarischen Demokratie, in: K.  Lange (Hrsg.), Nachhaltigkeit 
im Recht, 2003, S.  9 (12). Dahingehend auch das deutsche Brundtland-Kommissionsmitglied 
Volker Hauff, vgl. Weltkommission für Umwelt und Entwicklung, Unsere gemeinsame Zu-
kunft, hrsg.  v.  V.  Hauff, 1987, Vorwort, S.  XI ff.

16  World Wide Fund for Nature (WWF), Living Planet Report 2016, S.  7, www.wwf.de/
fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-LivingPlanetReport-2016-Kurzfassung.pdf. Zur 
Begriffsprägung P.  Crutzen, Geology of mankind: The Anthropocene, Nature 415, S.  23; dazu 
auch J.  Kersten, Ökologischer Liberalismus, Der anthropozäne Wandel der Welt, EurUP 2016, 
S.  312 (313 ff.); T.  Kluge/E.  Schramm, Das Anthropozän: Umweltpolitische Herausforderungen 
einer neuen Ära, in: H.  Leitschuh  u. a., (Hrsg.), Jahrbuch Ökologie 2016, S.  55 ff.; Sachver-



4 A. Einleitung

schäden heutzutage nicht mehr nur als lokale Probleme, sondern überschreiten 
Grenzen, sowohl in räumlicher als auch in zeitlicher Dimension.

Gleichzeitig werden den Menschen erstmals die Folgen ihres Raubzuges an 
Mutter Erde direkt vor Augen geführt, sie gar mit einer etwaigen Überlebens-
frage für die Menschheit konfrontiert. Dabei ist kaum ein Thema so präsent und 
anschaulich wie das der Klimaveränderung infolge der Erderwärmung, an dem 
sich letztlich auch der (internationale) Diskurs der Nachhaltigkeit entflammt;17 
bildet die Klimaveränderung doch geradezu ein Musterbeispiel dafür, was die 
vielfach beschworene Wunderformel Nachhaltigkeit zu leisten imstande sein 
soll. Wird Nachhaltigkeit – entsprechend des Leitbildes der von der Konferenz 
der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 in Rio de 
Janeiro beschlossenen Agenda  2118 und mit der herrschenden Literaturauf-
fassung19 – weit, im Sinne des Drei-Säulen-Modells verstanden, so tangieren das 
Problem und dessen opportune Lösungsansätze sowohl die ökologische als auch 
die ökonomische und die soziale Dimension der Nachhaltigkeit.20 Mehr noch: 
Der Klimawandel zeigt in herausragender Weise, dass Nachhaltigkeit nicht nur 
regional zu verwirklichen ist, sondern ein globales Denken und weltweite An-
strengungen erfordert sowie den Blick auch auf künftige Generationen werfen 
muss. Zentral geht es bei der Frage nach Nachhaltigkeit also um die Umsetzung 
des Gerechtigkeitspostulats sowohl in intragenerativer als auch in intergenera- 
tiver Perspektive oder anders ausgedrückt, um die Verwirklichung des Ver-
antwortungsprinzips im Hinblick auf künftig wie auch heute lebende Menschen.21

ständigenrat für Umweltfragen (SRU), Demokratisch regieren in ökologischen Grenzen – Zur 
Legitimation von Umweltpolitik, Sondergutachen, 2019, S.  46 ff.

17  Im Vordergrund stehen hierbei insbesondere die UN-Klimakonferenzen im Rahmen der 
UN-Klimarahmenkonvention (UNFCCC) und deren Übereinkommen zum Klimaschutz mit 
dem Ziel der Begrenzung der globalen Erderwärmung; wegweisend hierbei war das 1997 be-
schlossene Kyoto-Protokoll (BGBl 1993 II S.  1784), abrufbar unter http://unfccc.int/resource/
docs/convkp/kpger.pdf sowie dessen Nachfolger, das im Jahr 2015 beschlossene Überein-
kommen von Paris, abrufbar unter http://unfccc.int/resource/docs/2015/cop21/eng/l09r01.pdf.

18  Umfassend dazu F.  Nolte, Lokale Agenda 21 zwischen Wunsch und Wirklichkeit, 2006, 
S.  21 ff.; M.  Ruffert, Das Umweltvölkerrecht im Spiegel der Erklärung von Rio und der Agenda 
21, ZUR 1993, S.  208 ff.; K.  Töpfer, UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung, in: 
G.  Altner  u. a., (Hrsg.), Jahrbuch Ökologie 1996, S.  96 ff.

19  Statt vieler G.  Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im Recht, 
2002, S.  20 ff.; I.  Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2006, S.  17; W.  Frenz, 
Europäisches Umweltrecht, 1997, S.  2, 13 f.; H.  Rogall, Akteure der nachhaltigen Entwicklung, 
Der ökologische Reformstau und seine Gründe, 2003, S.  26 f.; R.  Steinberg, Der ökologische 
Verfassungsstaat, 1998, S.  112 ff.; J.  Wieland, Verfassungsrang für Nachhaltigkeit, ZUR 2016, 
S.  473 (473).

20  So auch R.  Schmidt/W.  Kahl/K.  F.  Gärditz, Umweltrecht, 9.  Aufl., 2014, §  6, Rn.  11.
21  Vgl. J.  Kopfmüller, Von der kulturellen Dimension nachhaltiger Entwicklung zur Kultur 
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Gleichzeitig drückt sich in der nahezu überbordenden Verwendung des Be-
griffes Nachhaltigkeit das menschliche Grundbedürfnis nach Sicherheit aus. 
Nachhaltigkeit – schon in dem von Joachim Heinrich Campe 1809 heraus-
gegebenen „Wörterbuch der Deutschen Sprache“ – definiert als etwas, „woran 
man sich hält, wenn alles andere nicht mehr hält“,22 bildet figurativ den Gegen-
begriff zum Kollaps.23 Dauerhaftigkeit, Tragfähigkeit und Standhaftigkeit der 
ökologischen, ökonomischen und sozialen Systeme bilden hierbei die Grund-
pfeiler unserer Gesellschaft, deren Zusammenbruch es als Gemeinschaftsauf-
gabe zu verhindern gilt. Zu spät ist es für nachhaltiges Handeln dabei keines-
wegs, gleichwohl zeigen sich aber auch die Unzulänglichkeiten und Schwach-
stellen der Realisierung des Nachhaltigkeitsgedankens.

II. Nachhaltigkeitsmängel

Als Nachhaltigkeitsmangel wird von der Literatur bisweilen die von den 
politischen Akteuren eingenommene Kurzzeitperspektive angeführt.24 Das Be-

nachhaltiger Entwicklung, in: O.  Parodi/G.  Banse/A.  Schaffer (Hrsg.), Wechselspiele: Kultur 
und Nachhaltigkeit, S.  43 (44); dazu auch W.  Kahl, Einleitung: Nachhaltigkeit als Verbund-
begriff, in: ders. (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S.  1 (33).

22  J.  H.  Campe, Wörterbuch der Deutschen Sprache, 3.  Teil, 1809.
23  U.  Grober, Die Entdeckung der Nachhaltigkeit, Kulturgeschichte eines Begriffs, 2013, 

S.  14.
24  So H.  H.  v.  Arnim, Das System, 2001, S.  44 f.; C.  B.  Blankart, Öffentliche Finanzen in der 

Demokratie, 9.  Aufl., 2017, S.  92 ff.; U.  Di  Fabio, Wechsel auf die Zukunft: Rechte künftiger 
Generationen, 2010, S.  13 f.; R.  Eichenberger, Direkte Demokratie ist besser – auch bei Haus-
haltsentscheidungen, in: T.  Mörschel/M.  Efler (Hrsg.), Direkte Demokratie auf Bundesebene, 
2013, S.  113 (124 f.); E.  Göll, Nachhaltigkeit als Herausforderung für die Parlamente, ZParl 
2004, S.  68 (73); W.  Kahl, Nachhaltigkeit und Institutionen – eine rechtswissenschaftliche 
Perspektive, in: ders. (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S.  267 (276 ff.); 
J.  Kersten, Nachhaltigkeit und Parteiendemokratie, in: W.  Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit durch 
Organisation und Verfahren, 2016, S.  177 (177); M.  Kloepfer, in: W.  Kahl/C.  Waldhoff/C.  Walter 
(Hrsg.), Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Stand: Juni 2020, Art.  20a, Rn.  115; W.  Leisner, 
Demokratie, 1998, S.  612 f.; M.  Martini, Wenn das Volk (mit)entscheidet…, 2011, S.  45 f.; 
H.-H.  Rupp, Politische Anforderungen an eine zeitgemäße Gesetzgebungslehre, in: 
W.  Schreckenberger (Hrsg.), Gesetzgebungslehre, 1986, S.  42 (48 f.); R.  Schmidt, Ethik, Recht 
und Umweltschutz in der Demokratie, in: J.  Isensee/H.  Lecheler (Hrsg.), Freiheit und Eigen-
tum, Festschrift für Walter Leisner, 1999, S.  437 (444  f.); ders., Institutionen und Instrumente 
zur Sicherung von Nachhaltigkeit, in: S.  Breitenmoser  u. a. (Hrsg.), Menschenrechte, Demo-
kratie und Rechtsstaat, Liber amicorum Luzius Wildhaber, 2007, S.  1085 (1088, 1101); 
W.  Schmitt Glaeser, Die Abhängigkeit der Politiker als Funktionsmangel der Demokratie, ZRP 
2006, S.  10 (12); ders., Systemkrise, Funktioniert unsere Demokratie noch?, MUT 12/2004, 
S.  6 (10); H.  Schulze-Fielitz, Theorie und Praxis parlamentarischer Gesetzgebung, 1988, 
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mühen um die Wählergunst im legislaturperiodischen Abstand und damit die 
Orientierung der Politiker an Machterhalt und Einflussnahme, gehe demnach 
oftmals Hand in Hand mit der Verteilung von „Wählergeschenken“, ohne dabei 
die nicht minder gewichtigen Belange zukünftig Lebender zu berücksichtigen, 
die freilich über keine Artikulationsmöglichkeiten oder gar Wählerstimmen ver-
fügen.25 Die Präferenz des kurzfristigen, tagespolitischen Erfolgs anstatt der 
langfristigen, generationengerechten Weitsicht, habe ihren Ursprung dabei in 
den vielfältigen Formen der Eigendynamik, die der politische Prozess innerhalb 
des Gesetzgebungsverfahrens entfaltet,26 worauf schon Alexis de Tocqueville 
hinwies.27 Noch deutlicher wird Manfred  G. Schmidt, demzufolge

„die Verschiebung [der Zukunftsvorsorge] auf spätere Generationen bequem ist, den Macht-
erwerb und Machterhalt hier und heute begünstigt und obendrein politisch einfach zu bewerk-
stelligen ist, weil die Lasten abgewälzt werden können, ohne auf Gegenwehr zu stoßen.“28

Die Schwäche des freien Mandats in der Parteiendemokratie verstärke den Effekt 
der Kurzzeitperspektive überdies, da der einzelne Abgeordnete derart stark in die 
Parteien- und Fraktionsstrukturen eingebunden sei, dass lediglich einige wenige 
Personen die Geschicke des Landes bestimmten.29 „Der vor der Nation aus-

S.  395 f.; M.  G.  Schmidt, Sind Demokratien zukunftsfähig? Befunde des internationalen Ver-
gleichs, in: A.  Kaiser/T.  Zittel (Hrsg.), Demokratietheorie und Demokratieentwicklung, Fest-
schrift für Peter Graf Kielmansegg, 2004, S.  377 (377 ff.); ders., Die Zukunft der Demokratie, 
ZParl 2006, S.  812 (818); M.  Wallerath, Der Sozialstaat in der Krise, JZ 2004, S.  949 (949 f.); 
T.  Würtenberger, Verfassungsrecht im Wettbewerb, in: H.  Bauer/D.  Czybulka/W.  Kahl/A.  Voß- 
kuhle (Hrsg.), Wirtschaft im offenen Verfassungsstaat, Festschrift für Reiner Schmidt, 2006, 
S.  645 (657); M.  Wrase, Direkte Demokratie und Nachhaltigkeit – ein Beitrag aus verfassungs-
rechtlicher Perspektive, in: L.  P.  Feld  u. a. (Hrsg.), Jahrbuch für direkte Demokratie 2011, 
S.  103 (115 f.); H.  F.  Zacher, Das soziale Staatsziel, in: J.  Isensee/P.  Kirchhof (Hrsg.), Hand-
buch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd.  II, 3.  Aufl., 2004, §  28, Rn.  105.

25  W.  Kahl/A.  Glaser, Die Nachhaltigkeitsfähigkeit der parlamentarischen Demokratie, in: 
K.  Lange (Hrsg.), Nachhaltigkeit im Recht, 2003, S.  9 (10 ff.); W.  Kahl, Nachhaltigkeit und 
Institutionen – eine rechtswissenschaftliche Perspektive, in: ders. (Hrsg.), Nachhaltigkeit als 
Verbundbegriff, 2008, S.  267 (280); ebenso Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), 
Demokratisch regieren in ökologischen Grenzen – Zur Legitimation von Umweltpolitik, 
Sondergutachen, 2019, S.  143, 179 f.; einschränkend H.  A.  Wolff, Die Nachhaltigkeit der 
politischen Ordnung unter dem Grundgesetz, BayVBl.  2015, S.  397 (400 f.).

26  H.  Schulze-Fielitz, Theorie und Praxis parlamentarischer Gesetzgebung, 1988, S.  395; 
A.  Steinbach, Rationale Gesetzgebung, 2017, S.  205 ff.

27  A.  de  Tocqueville, De la démocratie en Amérique, 1835/1840, zitiert nach der deutschen 
Übersetzung Über die Demokratie in Amerika, 1976, S.  258.

28  M.  G.  Schmidt, Die Zukunft der Demokratie, ZParl 2006, S.  812 (819).
29  So M.  Brenner, Das Prinzip Parlamentarismus, in: J.  Isensee/P.  Kirchhof (Hrsg.), Hand-

buch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd.  III, 3.  Aufl., 2005, §  44, Rn.  57 ff.; 
W.  Schmitt  Glaeser, Die Abhängigkeit der Politiker als Funktionsmangel der Demokratie, ZRP 
2006, S.  10 (10 ff.).
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getragene Wettkampf der Argumente findet daher kaum mehr statt, sondern wird 
durch den Streit zwischen den Parteien überlagert.“30 Ein Ringen um die „richtige 
Politik“, verstanden als dialektisches Verfahren der im Volk umlaufenden 
Meinungen und Überzeugungen sowie deren öffentliche Diskussion als dem ur-
sprünglichen Sinn des Parlamentarismus, werde dabei immer seltener.31 Reiner 
Schmidt spricht gar von einem neuen „Führerprinzip“, das sich im Parlament 
breit macht, wonach sich Parteispitzen formieren und der Rest der Volksvertreter 
in der Bedeutungslosigkeit versinkt.32

Ob man diesen Befund teilen mag oder nicht, die globalen, nationalen und 
auch regionalen Nachhaltigkeitsdefizite sind unübersehbar. Daran können auch 
die vielen vorhandenen Nachhaltigkeitsinstitutionen auf Parlaments- wie auch 
Regierungsebene nichts ändern.33 Nicht nur die schiere „Räteflut“ – zu nennen ist 
beispielsweise für die Regierungsebene der Wissenschaftliche Beirat der Bundes-
regierung Globale Umweltveränderung (WBGU), der Staatssekretärsausschuss 
für nachhaltige Entwicklung, der Rat für Nachhaltige Entwicklung34 sowie auf 
Parlamentsebene der parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung und 
die vielen Nachhaltigkeitsreferate in den Ministerien –, die der Außenwahr-
nehmung nachteilig ist, sondern vor allem auch die fehlende Durchsetzungskraft 
aufgrund mangelnder Kompetenzen, führen im Ergebnis zu keiner wirklichen 
Verbesserung der Nachhaltigkeitsbilanz.35

III. Lösungsansätze zur Behebung der Nachhaltigkeitsmängel

Umso dringlicher stellt sich die Frage, wie Langfristinteressen auch nach-
folgender Generationen gesichert werden können. Ansätze dafür hat die Wissen-

30  So M.  Brenner, Das Prinzip Parlamentarismus, in: J.  Isensee/P.  Kirchhof (Hrsg.), Hand-
buch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd.  III, 3.  Aufl., 2005, §  44, Rn.  58.

31  Vgl. M.  Brenner, Das Prinzip Parlamentarismus, in: J.  Isensee/P.  Kirchhof (Hrsg.), Hand-
buch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd.  III, 3.  Aufl., 2005, §  44, Rn.  58; 
E.  Forsthoff, Der Staat der Industriegesellschaft, 1971, S.  103.

32  R.  Schmidt, Ethik, Recht und Umweltschutz in der Demokratie, in: J.  Isensee/H.  Lecheler 
(Hrsg.), Freiheit und Eigentum, Festschrift für Walter Leisner, 1999, S.  437 (444 f.); zur Über-
macht der Parteien auch S.  Marschall, Parlamentarismus, 3.  Aufl., 2018, S.  76 f.

33  Instruktiv W.  Kahl, Nachhaltigkeit und Institutionen – eine rechtswissenschaftliche 
Perspektive, in: ders. (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S.  267 (268 ff.).

34  Einen detaillierten Vorschlag für einen schlagkräftigen und dennoch verfassungskon
formen Nachhaltigkeitsrat unterbreitend W.  Kahl, Nachhaltigkeitsverfassung, 2018, S.  105 ff.

35  Vgl. auch W.  Kahl, Nachhaltigkeit und Institutionen – eine rechtswissenschaftliche 
Perspektive, in: ders. (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S.  267 (275 f.). Zum 
Befund einer mangelhaften strategischen Nachhaltigkeitspolitik umfassend B.  Bornemann, 
Policy-Integration und Nachhaltigkeit, 2.  Aufl., 2014, S.  425 ff.
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schaft längst entwickelt. Diese reichen von systemimmanenten/-modifizierenden 
Reformansätzen bis zu strukturergänzenden Strategien.36

Als „sanfte Therapie zur Revitalisierung“ der parlamentarischen Demokratie 
wird unter anderem vorgeschlagen,

„der sich ausdehnenden verbändestaatlichen und neokorporatistischen Entwicklungstendenzen, 
welche durch die stetig wachsende Zahl an Räten, Kommissionen und Sachverständigen-
gremien immer weiter zunimmt, entgegenzuwirken.“37

Ziel ist es, die darin repräsentierten Partikularinteressen aufzulösen, zumindest 
jedoch zu verringern und damit „die durch den Korporatismus geförderte 
Neigung zur Beharrung und Besitzstandswahrung zu unterdrücken.“38 Als 
weitere Abhilfemaßnahmen, um die Langzeitverantwortlichkeit der Parlamen
tarier zu erhöhen, wird empfohlen, die Legislaturperiode auf fünf Jahre zu ver-
längern39 und die Wiederwahl von Abgeordneten zu begrenzen respektive auszu-
schließen,40 um dadurch das Verständnis des Mandats und die Funktion des 
Parlaments zu verändern bzw. seinem ursprünglichen Sinn wieder zuzuführen. 
Mit Blick auf die Eindämmung des Machterhalts wird sodann auch eine Be-
grenzung der Wiederwahlmöglichkeit für den Bundeskanzler/die Bundes-
kanzlerin gefordert.41 Auch soll die Einführung eines Familien- oder Kinder-
wahlrechts, indem sich Eltern als Sachwalter der künftigen Generationen ver-
halten, die „Rentnerpolitik“ eindämmen, da Ruheständler dann proportional zu 
den unter 18-Jährigen an Stimmgewicht verlieren würden.42 Um die partei-

36  Die vorwiegend diskutierten Ansätze darstellend und bewertend H.  A.  Wolff, Die Nach-
haltigkeit der politischen Ordnung unter dem Grundgesetz, BayVBl.  2015, S.  397 (401 f.).

37  H.-J.  Papier, Steuerungs- und Reformfähigkeit des Staates, in: R.  Mellinghoff/ 
G.  Morgenthaler/T.  Puhl (Hrsg.), Die Erneuerung des Verfassungsstaates, 2003, S.  103 (113 ff.).

38  H.-J.  Papier, Steuerungs- und Reformfähigkeit des Staates, in: R.  Mellinghoff/ 
G.  Morgenthaler/T.  Puhl (Hrsg.), Die Erneuerung des Verfassungsstaates, 2003, S.  103 (118).

39  Befürwortend H.  Kube, Zehn Thesen für Demokratie und Reformfähigkeit in Deutsch-
land, ZRP 2004, S.  52 (53); W.  Kahl, Nachhaltigkeit und Institutionen – eine rechtswissen-
schaftliche Perspektive, in: ders. (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S.  267 
(285 f.); kritisch K.  Mathis, Nachhaltige Entwicklung und Generationengerechtigkeit, 2017, 
S.  614 f.; ablehnend H.  A.  Wolff, Die Nachhaltigkeit der politischen Ordnung unter dem Grund-
gesetz, BayVBl.  2015, S.  397 (401).

40  Zustimmend W.  Schmitt Glaeser, Die Abhängigkeit der Politiker als Funktionsmangel der 
Demokratie, ZRP 2006, S.  10 (13 f.).

41  So A.  Thiele, Verlustdemokratie, 2016, S.  277 ff.
42  Befürwortend H.  Hattenhauer, Über das Minderjährigenwahlrecht, JZ 1996, S.  9 (11); 

K.  Löw, Kinder und Wahlrecht, ZRP 2002, S.  448 (448 ff.); F.  Reimer, Nachhaltigkeit durch 
Wahlrecht? Verfassungsrechtliche Möglichkeiten und Grenzen eines „Wahlrechts von Geburt 
an“, ZParl 2004, S.  322 (322 ff.); kritisch dazu H.  A.  Wolff, Die Nachhaltigkeit der politischen 
Ordnung unter dem Grundgesetz, BayVBl.  2015, S.  397 (401).
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internen Gesetzlichkeiten zu reduzieren, wird angeregt, die Parteien zu mehr 
Transparenz bei der Aufstellung der Wahlkreiskandidaten zu verpflichten43 
respektive sogar die Durchgriffsgewalt der Parteispitzen auf die Kandidatenauf-
stellung zu beschränken und stattdessen die Basis der Parteimitglieder über die 
Listenplätze entscheiden zu lassen.44 Dies würde das parteipolitische „Inzucht-
verfahren“45 sowie die Wirkung der Fraktionsdisziplin eindämmen.

Andere Stimmen lancieren hingegen tiefgreifendere systemergänzende bzw. 
systemreformierende Ansätze. Neben einer Veränderung des bisher bestehenden 
Verhältniswahlrechts in Richtung auf ein Mehrheitswahlrecht – verbunden mit 
einer Konsolidierung der Persönlichkeitswahl –46 treten einige für die Stärkung 
von Expertise im Rahmen gesetzgeberischer Entscheidungsprozesse ein.47 Mög-
lich machen soll dies die Einführung eines Ökologischen Rates bzw. eines Nach-
haltigkeitsrates.48

43  Dafür H.  Kube, Zehn Thesen für Demokratie und Reformfähigkeit in Deutschland, ZRP 
2004, S.  52 (54).

44  So W.  Schmitt Glaeser, Die Abhängigkeit der Politiker als Funktionsmangel der Demo-
kratie, ZRP 2006, S.  10 (14).

45  So W.  Schmitt Glaeser, Die Abhängigkeit der Politiker als Funktionsmangel der Demo-
kratie, ZRP 2006, S.  10 (14).

46  So H.-J.  Papier, Steuerungs- und Reformfähigkeit des Staates, in: R.  Mellinghoff/ 
G.  Morgenthaler/T.  Puhl (Hrsg.), Die Erneuerung des Verfassungsstaates, 2003, S.  103 (113).

47  Befürwortend R.  Schmidt, Ethik, Recht und Umweltschutz in der Demokratie, in: 
J.  Isensee/H.  Lecheler (Hrsg.), Freiheit und Eigentum, Festschrift für Walter Leisner, 1999, 
S.  437 (445 f.).

48  So beispielsweise G.  Beaucamp, Das Konzept der zukunftsfähigen Entwicklung im 
Recht, 2002, S.  205 ff.; C.  Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S.  515 ff.; ders., Nach-
haltigkeitsräte – Stand und Perspektiven, in: W.  Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit durch Organisation 
und Verfahren, 2016, S.  275 (293 ff.); W.  Kahl, Nachhaltigkeitsverfassung, 2018, S.  105 ff.; 
J.  Rux, Intertemporale Strukturprobleme der Demokratie: Die Öko-Diktatur als Ausweg?, in: 
M.  Bertschi  u. a. (Hrsg.), Demokratie und Freiheit, 1999, S.  301 (323 ff.); ders., Der Öko-
logische Rat – Ein Vorschlag zur Änderung des Grundgesetzes, in: Stiftung für die Rechte zu-
künftiger Generationen (Hrsg.), Handbuch Generationengerechtigkeit, 2.  Aufl., 2003, S.  471 
(473 ff.); T.  Stein, Warum wir einen ökologischen Rat brauchen, in: B.  Guggenberger/A.  Meier 
(Hrsg.), Der Souverän auf der Nebenbühne, 1994, S.  255 (258 ff.); kritisch dazu A.  Hurrelmann, 
Verfassung und ökologische Krise: Verfassungstheoretische Lösungsansätze für Umwelt-
probleme, 2000, S.  92 f.; J.  Tremmel, Institutionelle Verankerung der Rechte nachrückender 
Generationen, ZRP 2004, S.  44 (46). So jüngst auch der Sachverständigenrat für Umweltfragen 
(SRU), der sich für einen „Rat für Generationengerechtigkeit“ ausspricht, vgl. Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen (SRU), Demokratisch regieren in ökologischen Grenzen – Zur 
Legitimation von Umweltpolitik, Sondergutachen, 2019, S.  179 ff.
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IV. Ziel und Gang der Untersuchung

Ein noch weitergehendes institutionelles Verfahren zur Stärkung der Nachhaltig-
keit würde durch die Einführung direkt demokratischer Elemente auf Bundes-
ebene geschaffen werden können.49 Diesbezüglich gibt es gleichsam Befürworter 
wie auch Gegner. Die Beförderung von Partikularinteressen verbunden mit der 
„Prämie für jeden Demagogen“50 unter den Eindrücken der – angeblich – 
schlechten Erfahrungen der Weimarer Republik wird dabei ebenso als Ge
genargument angeführt wie der scheinbare Wertewandel weg von der Gemein-
sinnorientierung und kollektiver Verantwortungsübernahme hin zu hedonisti- 
scher Selbstentfaltungsorientierung und der Verfolgung egozentrischer Eigen-
interessen.51

49  So beispielsweise A.  Glaser, Nachhaltigkeit und Sozialstaat, in: W.  Kahl (Hrsg.), Nach-
haltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S.  620 (644 ff.); W.  Kahl, Nachhaltigkeit und Institutionen 
– eine rechtswissenschaftliche Perspektive, in: ders. (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 
2008, S.  267 (289 ff.); R.  Schmidt, Institutionen und Instrumente zur Sicherung von Nachhaltig-
keit, in: S.  Breitenmoser  u. a. (Hrsg.), Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaat, Liber 
amicorum Luzius Wildhaber, 2007, S.  1085 (1099); M.  Wrase, Direkte Demokratie und Nach-
haltigkeit – ein Beitrag aus verfassungsrechtlicher Perspektive, in: L.  P.  Feld  u. a. (Hrsg.), Jahr-
buch für direkte Demokratie 2011, S.  103 (117).

50  So T.  Heuss, Rede vor dem Parlamentarischen Rat in der 3.  Sitzung vom 9.9.1948, ab-
gedruckt in: E.  W.  Becker (Hrsg.), Theodor Heuss: Vater der Verfassung, Zwei Reden im 
Parlamentarischen Rat über das Grundgesetz 1948/49, 2009, S.  63; ebenso P.  Krause, Ver-
fassungsrechtliche Möglichkeiten unmittelbarer Demokratie, in: J.  Isensee/P.  Kirchhof (Hrsg.), 
Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd.  III, 3.  Aufl., 2005, §  35, 
Rn.  48; P.  Kirchhof, Der demokratische Rechtsstaat – Die Staatsform der Zugehörigen, in: 
J.  Isensee/P.  Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
Bd.  IX, 1997, §  221, Rn.  48; jetzt nicht mehr so kritisch ders., Der Bürger in Zugehörigkeit und 
Verantwortung, in: J.  Isensee/P.  Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundes
republik Deutschland, Bd.  XII, 3.  Aufl., 2014, §  283, Rn.  118 ff.

51  So F.  Decker, Direktdemokratische Verfahren im Regierungssystem und in der politischen 
Kultur der Bundesrepublik Deutschland, in: T.  Mörschel/M.  Efler (Hrsg.), Direkte Demokratie 
auf Bundesebene, 2013, S.  11, passim; F.  Ekardt, Theorie der Nachhaltigkeit, 2.  Aufl., 2016, 
S.  122 ff.; M.  Greiffenhagen, Politische Legitimität in Deutschland, 1997, S.  290 ff.; G.  F.  Hepp, 
Wertewandel und bürgerschaftliches Engagement – Perspektiven für die politische Bildung, 
APuZ B  29/2001, S.  31 (34 ff.); ders., Wertewandel und Bürgergesellschaft, APuZ B  52–
53/1996, S.  3 (5 ff.); M.  Kloepfer, Die Notwendigkeit einer nachhaltigkeitsfähigen Demokratie, 
GAIA 1992, S.  253 (255); D.  Merten, Bürgerverantwortung im demokratischen Verfassungs-
staat, VVDStRL 55 (1996), S.  7 (41 ff.); P.  Krause, Verfassungsrechtliche Möglichkeiten un-
mittelbarer Demokratie, in: J.  Isensee/P.  Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd.  III, 3.  Aufl., 2005, §  35, Rn.  48; O.  Lepsius, Die erkenntnis-
theoretische Notwendigkeit des Parlamentarismus, in: M.  Bertschi  u. a. (Hrsg.), Demokratie 
und Freiheit, 1999, S.  123 (149 ff.); ders., Nachhaltigkeit und Parlament, in: W.  Kahl (Hrsg.), 
Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S.  326 (344). 
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Organtreue 350

Parlament, siehe Demokratie, 
parlamentarische

Parlamentarische Beratung 168, 332 ff.

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige 
Entwicklung 7, 323

Parlamentsangelegenheiten 308 ff.
Parlamentsgesetz(gebung) 105, 129, 138, 

151, 165, 326 f., 332, 354 f., 377 f.
Parteien 6 f., 9, 186, 273 f., 281, 300, 317, 

322 ff., 337, 360, 379
Partikularinteressen(verfolgung) 8, 10, 174, 

182 f., 211, 247 ff., 278, 281, 288, 316, 
335 ff., 359, 376 ff.

Partizipation 123, 272, 280
Petition 91 f., 146, 315
Planerische Abwägung 67, 69 ff., 72 ff., 78
Plebisphobie 86, 134
Plebiszit, siehe Volksbegehren, Volksent-

scheid
Politikverdrossenheit 146, 273, 281, 290
Pouvoir Constituant 63, 352, 378
Pouvoir Constitué 353, 378
Präferenz-Vernachlässigungs-Abweichung 

246 ff., 376
Praktische Konkordanz 208, 235, 308, 376
Prognose(spielraum), siehe Einschätzungs-

prärogative
Prohibitive Wirkung 102, 147, 183, 260, 

268, 281, 287, 336, 338, 340, 342, 356, 
358, 367, 377

Pro kommunale Sparkassen 160 ff., 183 f.

Quorum 84, 95, 97, 102, 129, 137, 140, 150, 
159, 164, 168, 171, 179, 181, 285 ff., 301, 
334 ff., 361, 376, 378

Rangverhältnis 129, 169, 351 ff.
Rat für nachhaltige Entwicklung 7, 323
Ratsbegehren 91, 104 ff., 109, 187, 191, 245
Ratsreferendum, siehe Ratsbegehren
Rechtsstaat(sprinzip) 55, 65, 73, 79, 100, 

306, 326
Rechtsunsicherheit 300 f., 304, 311 f., 358
Rederecht 325 f., 367
Referendum
–	 fakultatives 91, 105 f., 109, 151 f., 156, 

165, 298 ff., 344, 355 f., 370, 377 f.
–	 Gesetzesreferendum 91, 105 f., 109, 

299 ff.
–	 obligatorisches 91, 105, 109, 135, 298 ff.
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–	 Verfassungsreferendum 105, 107, 156, 
297 ff.

Regierung 7, 293 f., 296, 300, 303 f., 308 ff., 
327, 333, 363, 379

Relationierung 11, 73, 329
Relevanztest 301, 315 f., 336
Rente(npolitik) 33, 314
Repräsentative Demokratie, siehe Demo-

kratie, parlamentarische
Republikprinzip, siehe Gemeinwohl
Responsivität 273
Reversibilität 45, 165, 233, 243, 354, 375
Revisionssperre, siehe Bindungswirkung
Rio-Konferenz 22, 78

Sachkunde 307, 347
Sachlichkeitsgebot 128, 137, 178, 321, 367
Sankt-Florians-Prinzip 145, 195, 201, 217, 

239, 243, 247 ff., 253 ff., 278, 375, 377
Schlichtungsfunktion, siehe Akzeptanz-

funktion
Schuldenbremse 56, 61, 77
Schulschließung 240 ff.
Schwarmintelligenz 201, 268 ff., 377
Schweiz 84, 277, 293, 303, 305, 327, 377
Sozialstaatsprinzip 33, 57 f.
S 21-Kündigungsgesetz 130 ff., 185, 254 f.
Sozialversicherung 33, 37
Sperrwirkung, siehe Revisionssperre
Staatsverschuldung 3, 27, 31, 37, 76, 120
Staatszielbestimmung 2, 52, 56 ff., 61
Stadionbau des SC Freiburg 191 ff., 254
Status activus 91, 108, 318 f.
Steuerungsschwäche 56

Teilnahmeparadoxon 341
Territorialabstimmung 90
Themenausschluss, siehe Negativkatalog
trial and error 354

Überforderung 328, 346
Übertragbarkeit 244, 277 ff.
UNCED 4, 17
Unechtes Scheitern 102, 171, 181, 249 f.
Unionsrecht, siehe EU-Recht
Unterschriftensammlung
–	 amtliche Eintragung 97, 127, 136, 148, 

178, 316, 319

–	 freie Sammlung 93, 127, 168, 316, 319
–	 online Eintragung, siehe Neue Medien

Verfassungsänderung 91, 109, 123, 284 ff., 
291 ff., 298, 343, 374

Verfassungsbeschwerde 364, 366
Verfassungsvorbehalt 282 f.
Verhältnismäßigkeit 65 ff., 72 f., 374
Veto(recht) 152, 185, 298, 301
Völkerrecht 26, 50, 125, 366
Volksantrag, siehe Volksinitiative
Volksbegehren 84, 90, 92 ff., 121, 124, 

126 ff., 135 ff., 148 ff., 158 ff., 167 ff., 
177 ff., 189, 191, 291, 296 ff., 304, 307, 
311, 316 ff., 325, 326 ff., 332 ff., 336 ff., 
338 ff., 356 ff., 361 ff., 371, 378

Verwandtenselektion, siehe Altruismus, 
nepotistisch

Volksentscheid 84, 94 ff., 128 ff., 137 ff., 
149 ff., 159 ff., 168 ff., 178 ff., 186, 290, 
300 f., 305, 324, 330 ff., 340 ff., 345 ff., 
355 f., 360 f., 365 f., 378

Volksgesetzgebungsverfahren 91 ff., 112, 
116, 187, 276, 281, 287, 297 f., 306, 311, 
315 ff., 319, 328 ff., 332, 335 f., 341 f., 
355, 363, 377 f.

Volksinitiative 92, 156 ff., 168
Volkspetition, siehe Petition
Vorrang der parlamentarischen Demokratie 

281, 283, 289, 301, 305, 336, 349, 371
Vorwirkung 185, 203, 376

Wahl 89 f., 138 f., 150, 178, 224, 243, 282, 
285 f., 296, 308, 318, 345 ff., 360

Wahlperiode 6, 8, 43, 136, 138, 153, 160, 
305

Wahlrechtsgrundsätze 111 f., 288
Wissensmängel 45 f., 233, 354 f.
Wissensgenerierung 184, 244, 251, 272, 376

Zukunftsorientierung 42 ff., 256 ff., 261, 264
Zukunftsvergessenheit 304, 379
Zukünftig Lebende, siehe künftige 

Generationen
Zustimmungsquorum, siehe Quorum
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